Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1404 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Pohle, Strauß, Leicht, Dr. Marx 
(Kaiserslautern) und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. mögliche finanzielle Folgen der Ostpolitik der 
Bundesregierung 


Die Bundesregierung ist in der Vergangenheit vielfältigen 
Fragen nach den finanziellen Konsequenzen ihrer Ostpolitik 
stets ausgewichen. Der Herr Bundeskanzler erklärte nach Be- 
kanntwerden der 100 Milliarden DM-Forderung der „DDR" in 
einem Stern-Interview vom 29. März 1970 diesen Anspruch als 
„nicht ernst gemeint". Auf eine mündliche Anfrage des Abge- 
ordneten Albert Leicht, welche finanziellen Forderungen bisher 
von Staaten des Ostblocks und der „DDR" „erhoben, angemel- 
dct und angekündigt" worden seien, erwiderte der Bundes- 
finanzminister am 22. Juli 1970, daß „nur" die DDR finanzielle 
Wünsche geäußert habe (Drucksaclre VI 1114 S. 47). Eine w^ei- 
tere mündliche Anfrage des Abgeordneten Leicht, ob die Bun- 
desregierung nicht damit rechne, daß bei den weiteren Ostkon- 
takten finanzielle Forderungen erhoben würden, wurde am 
2. September ausweichend dahin gehend beantwortet, daß die 
Bundesregierung „sich zu dieser Frage, die einen hypotheti- 
schen Fall betreffe, nicht äußern könne" (Drucksache VI/1129 
S. 17). Etwas deutlicher wurde der Vertreter der Regierung in 
der Fragestunde am 8. Oktober 1970 mit der Erklärung, daß die 
Sowjetunion bisher keine Forderung auf Wiedergutmachung 
erhoben habe, „Wünsche anderer Länder" dagegen in keinem 
Fall das Stadium konkreter Verhandlungen erreicht hätten 
(70. Sitzung, Bundestagsprotokoll S. 3856 B). 

Das bedeutet, daß die zitierte Antwort des Bundesfinanzmini- 
sters vom 22. Juli 1970 unrichtig war und nicht nur die „DDR", 
sondern auch „andere Länder" Wünsche auf finanzielle Leistun- 
gen seitens der Bundesrepublik Deutschland erhoben haben, 
wobei vermutlich in allen Fällen Milliarden-Beträge zur Dis- 
kussion stehen. 

Parlament und Öffentlichkeit haben Anspruch darauf, die mög- 
lichen finanziellen Konsequenzen der gegenwärtigen Ostpolitik 
in vollem Umfang zu erfahren. 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 


1. Was meint der Bundesminister der Finanzen, als er im Juli 
in einem Interview mit dem Südwestfunk feststellt, „daß 
man sich überlegen müsse, ob gewisse Entspannungen im 
Osten nicht auch verbunden sein müßten mit gewissen finan- 
ziellen Opfern"? An welche finanziellen Opfer, in welcher 
Höhe und für welche Zwecke ist dabei gedacht? 

2. Von Vv^elchen Staaten des Ostblocks sind bisher — pauschal 
oder detailliert — Wünsche oder Forderungen auf Gewäh- 
rung von Wiedergutmachungsleistungen seitens der Bundes- 
republik Deutschland der Bundesregierung bekannt gewor- 
den? 

3. Auf welche angeblichen Abmachungen der Kriegsalliierten 
berufen sich dabei diejenigen, die solche Leistungen fordern? 

4. Welche Größenordnungen sind in diesem Zusammenhang 
— aufgegliedert auf die einzelnen Staaten — genannt wor- 
den? 

5. Sind der Bundesregierung auch Forderungen und Wünsche 
von Staaten des Ostblocks auf finanzielle Leistungen ande- 
rer Art (welche?) bekannt geworden? 

6. Wo und durch wen hat sich die Bundesregierung bereit ge- 
zeigt, Wiedergutmachungsforderungen zu leisten? 

7. Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung, nach Un- 
terschrift unter den deutsch-sowjetischen Vertrag, die deut- 
schen Forderungen gegenüber Ostblockstaaten aufzurech- 
nen? 

8. Wieso beurteilt der Herr Bundeskanzler die Forderung des 
Zonenministerpräsidenten Stoph auf Zahlung von mehr als 
100 Milliarden DM als „nicht ernst gemeint"? 


Bonn, den 10. November 1970 


Dr. Pohle 
Strauß 
Leicht 

Dr. Marx (Kaiserslautern) 

Dr. BarzeL Stücklen und Fraktion 
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